
SPD und Grüne wollten mit 
dem Bürgergeld den Makel von 
Hartz IV loswerden, das von ih-

nen 2004 eingeführt wurde. Doch was 
nun beschlossen wurde, ist kein Bürger-
geld. Der neue Regelsatz von 502 Euro 
ist zwar eine Steigerung, sichert aber 
kein Existenzminimum. Ein wirkliches 
Existenzminimum müsste nach Berech-
nungen des Paritätischen Wohlfahrtsver-
bandes 725 Euro betragen.

Die Behauptung von Union und AfD, 
dass Vollzeitbeschäftigte am Ende we-
niger Geld zur Verfügung hätten als 
Hartz-IV-Beziehende, hat sich längst als 
Fake News herausgestellt. Vielleicht 
sollte Friedrich Merz nochmal einen 
Blick in das Grundgesetz und das ent-
sprechende Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts werfen. Dort geht es um 
ein menschenwürdiges Existenzmini-
mum, das der Staat zu gewährleisten 

hat. Wenn der Abstand zwischen Exis-
tenzminimum und Löhnen zu gering ist, 
muss es eben höhere Löhne geben. 
Doch mit CDU/CSU und AfD beklagen 
nun ausgerechnet die beiden Parteien 
den fehlenden Lohnabstand, die nicht 
einmal der Erhöhung des Mindestlohns 
auf 12 Euro zugestimmt haben.
Mit der Verhinderung einer Vertrauens-
zeit, in der Menschen, die meist unver-
schuldet arbeitslos wurden, nicht sofort 
mit Leistungskürzungen bestraft wor-
den wären, offenbart sich ein eher aso-
ziales Menschenbild der Union. Die 
Bergpredigt verpflichtet die Christen-
heit zu Solidarität und Nächstenliebe. 

Bei den sich christlich nennenden Par-
teien herrscht dagegen Misstrauen ge-
gen Arme. Das ist nicht nur erbärmlich, 
sondern hält den Druck aufrecht, auch 
noch die schlechtbezahltesten Jobs an-
zunehmen und damit die Löhne niedrig 
zu halten. Ich mache einen anderen 
Vorschlag: Die Bedürftigen bekommen 
das wirkliche Existenzminimum – keine 
Sanktionen. Engagierte und Kranke be-
kommen einen Bonus. 
Das Bürgergeld hätte einen sozialen 
Aufbruch signalisieren kön
nen. Herausgekommen ist 
Hartz V und es bleibt Ar-
mut per Gesetz.

DIE LINKE. Treptow-Köpenick 
startet mit neuem Schwung in 
den unverhofften Winterwahl-

kampf, um in Zeiten existenzbedrohen-
der Inflation und hoher Belastungen 
durch stetig steigende Energiepreise 
eine soziale Politik für alle Menschen in 
Treptow-Köpenick und ganz Berlin vor-
anzutreiben. Die Hauptversammlung 
des Bezirksverbandes am 19. November 
stand so, neben der turnusgemäßen 
Neubesetzung des Bezirksvorstandes, 
ganz im Zeichen der Planung des anste-
henden Wahlkampfes.
Die Entscheidung des Berliner Verfas-
sungsgerichtshofes vom 16. November, 
dass in ganz Berlin die Wahlen sowohl 
zum Abgeordnetenhaus als auch zu 
den Bezirksverordnetenversammlungen 
wiederholt werden müssen, betrifft 
auch unseren Bezirk. Und das, obwohl 
nur aus vier der 234 Wahlbezirke Prob-

leme gemeldet worden waren. Es ist 
selbstverständlich eine große Heraus-
forderung, kurzfristig noch einmal in 
den Wahlkampf treten zu müssen. Doch 
zugleich ist es eine Chance: Wir werden 
die Möglichkeit nutzen, erneut mit Nach-
druck für eine soziale Stadt zu streiten.
Denn für die Wiederholungswahl am 
12. Februar sind unsere Ziele klar: Ers-
tens kämpfen wir um jede Stimme für 
eine starke LINKE, ob auf Landes- oder 
Bezirksebene. Zweitens kämpfen wir 
um die Direktmandate im Bezirk. Mit 
Katalin Gennburg werden wir das Di-
rektmandat im Wahlkreis 1 (Alt-Treptow, 
Plänterwald, Baumschulenweg und Tei-
le von Schöneweide) verteidigen und 
mit Carsten Schatz das Direktmandat 
im Wahlkreis 6 (Köpenick-Nord, Fried-
richshagen und Rahnsdorf/Hessenwin-
kel) zurückgewinnen. Drittens wollen 
wir stärkste Kraft in der BVV werden, 

um gerade in dieser Krisenzeit ein sozi-
ales Treptow-Köpenick für alle zu ge-
stalten – mit Carolin Weingart als Bür-
germeisterin!
Wir werden am 7. Dezember auf der 
Kundgebung am S-Bahnhof Köpenick 
mit Gregor Gysi, Klaus Lederer, Carsten 
Schatz und Katalin Gennburg deutlich 
machen, warum es DIE LINKE als starke 
Stimme für die Vielen braucht, die Angst 
vor der Strom- und Gasrechnung haben 
und nicht wissen, wie sie über die Run-
den kommen. Mit dem Nachtragshaus-
halt haben wir im Abgeordnetenhaus 
Entlastungen für viele Menschen in Ber-
lin beschlossen. Das Sozialticket wird 
zum Beispiel ab Januar 2023 zum 9 Eu-
ro-Ticket, damit eine gute und kli-
mafreundliche Mobilität für alle in Berlin 
gesichert ist. Wir werden auch deutlich 
machen, dass nur mit einer starken LIN-
KEN der erfolgreiche Volksentscheid 

„Deutsche Wohnen & Co enteignen“ um-
gesetzt wird.
Wir, Stephanie Bornschein und Moritz 
Warnke, danken den Genoss*innen für 
das ausgesprochene Vertrauen bei der 
Wahl zum Bezirksvorsitz. Wir freuen 
uns, dass unsere Bezirksstadträtin Ca-
rolin Weingart und Nico Rohland als 
Vertreter der Linksjugend als stellver-
tretende Vorsitzende gewonnen werden 
konnten. Gemeinsam mit dem neu ge-
wählten und erweiterten Bezirksvor-
stand werden wir mit aller Kraft in den 
Wahlkampf starten.
Wir freuen uns auf den Wahlkampf mit 
allen Mitgliedern und Sympathisant*in
nen der LINKEN und laden Sie ein: Strei-
ten Sie gemeinsam mit uns für ein sozi-
ales Treptow-Köpenick für alle!

   Stephanie Bornschein und 
Moritz Warnke, Bezirksvorsitzende 
DIE LINKE. Treptow-Köpenick

Alle zusammen: Für eine starke LINKE
Wahlwiederholung am 12. Februar
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Gysi meint ...

Bürgergeld als Hartz V

!

Mehrere Tausend Menschen haben unter dem Motto „Umverteilung jetzt“ für mehr Unterstützung und Solidarität in der Krise  de-
monstriert. Die Protestierenden forderten eine höhere Besteuerung von Reichtum sowie höhere Löhne, Renten und Sozialleistungen.

Wir brauchen Deine 
Unterstützung!
Die Wahlwiederholung im Februar 
stellt uns vor große Herausforderun-
gen. Dafür benötigen wir Deine Unter-
stützung beim Hängen von Plakaten, 
beim Stecken von Flugblättern oder 
beim Argumentieren am Infostand als 
Mitglied oder Sympathisant:in. Aber 
reden wir offen: Es geht auch ums 
Geld. Jede Spende hilft, denn wir sind 
nicht käuflich, wir wollen und nehmen 
kein Geld von Konzernen: Je stärker die 
Berliner Linke, desto sozialer Berlin. 

DIE LINKE Berlin, 
IBAN: DE59100708480525607803, 
Verwendungszweck: 502-810, sowie 
eigene Anschrift angeben (Anschrift 
ist notwendig, weil die Spende sonst 
rechtlich als anonyme Spende gewer-
tet werden muss und steuerlich nicht 
geltend gemacht werden kann)
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Unser neu gewählter Bezirksvorstand: v.l. Neslihan Yagiz, André Schubert, Joshua Fehrenz, 
Carolin Weingart, Lena Fries, Karin Kant, Gernot Klemm, Stephanie Bornschein, Sonja Kemnitz, 
Moritz Warnke, Uwe Doering, Ronny Krüger, Alina Halbritter, Nico Rohland, Maren Böning (v.), 
Anne Scherer (h.), Kai Martin, Monika Belz (Im kleinen Bild:  Gerrit Peters und Hanno Bruchmann)
Wir freuen uns auf eine gute und konstruktive Zusammenarbeit! Gleichzeitig möchten wir dem vorangegangenen Vorstand für seine 
Arbeit danken. Besonderer Dank gilt unserem ehemaligen Vorsitzenden Christian Kerntopf und seinen Stellvertreterinnen Anja 
Boensch und Stefanie Fuchs, letzterer auch für ihre Arbeit als Vorsitzende in den letzten Monaten. 

   Stephanie Bornschein und Moritz Warnke
 

Die Berliner LINKE hat am 
19.11. mit einem stadtweiten 
Aktionstag Druck für die Um-

setzung des Volksentscheids „Deutsche 
Wohnen & Co Enteignen“ gemacht. Mit 
8 Infoständen und einer Kundgebung im 
gesamten Stadtgebiet im Rahmen un
serer Kampagne „Vergesellschaftung 
macht’s möglich!“ wurden die Argu-
mente für die Vergesellschaftung gro-
ßer Immobilienkonzerne unterstrichen. 
Aktuell lässt jeder sechste Mensch in 
Deutschland wegen der Inflation Mahl-

zeiten ausfallen. Die allermeisten haben 
große Angst, Post von ihrem Vermieter 
zu öffnen: Heizkosten werden aktuell 
vervielfacht. Die Mieten sind bereits seit 
Jahren zu hoch und werden weiter er-
höht.
Die Lösungen für diese Probleme liegen 
auf der Hand: Die Daseinsvorsorge 
muss in öffentlicher Hand sichergestellt 
werden. Das heißt, Wohnungs- genauso 
wie Energiekonzerne zu vergesellschaf-
ten, denn unsere Grundbedürfnisse dür-
fen nicht den Mechanismen des Mark-

tes unterliegen. Daher kämpfen wir 
weiter für die Umsetzung des Volksent-
scheids „Deutsche Wohnen & Co Ent-
eignen“!
Als einzige der fünf Wahlentscheidun-
gen des vergangenen Jahres bleibt der 
Volksentscheid unangefochten. Die Ber-
liner LINKE steht nach wie vor fest hin-
ter dem Volksentscheid. Auch im Wahl-
kampf werden wir deutlich machen: Nur 
mit einer starken LINKEN werden die 
großen Immobilienkonzerne in Berlin 
vergesellschaftet. Miete und Energie 
müssen bezahlbar sein — und Vergesell-
schaftung macht das möglich! 

   Martha Kleedörfer, 
Co-Vorsitzende DIE LINKE Berlin-Mitte 
und Koordinatorin der Kampagnen-AG 
der Berliner LINKEN zu „Deutsche 
Wohnen & Co enteignen“

Das Bundesverfassungsgericht 
hat die bisherige Grundsteuer 
für verfassungswidrig erklärt, 

weil die zugrundeliegende Wertermitt-
lung der Grundstücke nach ganz unter-
schiedlichen Maßstäben erfolgt ist. Die 
CDU greift nun ein Problem auf, dass auch 
wir LINKE, aber auch der Verband Deut-
scher Grundstücksnutzer VDGN sehen.
Berlin hat ein Grundsteueraufkommen 
von rund 800 Mio Euro pro Jahr, nach 
dem bisherigen Stand. Und wir brau-
chen diese Einnahmen, um die öffent
lichen Aufgaben zu erfüllen. Doch wir 
haben uns immer dazu bekannt, die Re-
form aufkommensneutral umzusetzen. 
Wir wollen nicht mehr einnehmen. Die-
ses Versprechen gilt. 

Die CDU-Fraktion erkennt aber durch-
aus ein weiteres Problem, das wir in 
Kombination mit dem bereits Angespro-
chenen in diesem Ausmaß wohl nur in 
Berlin haben. Wir haben das Problem, 
dass wir in der Tat eine Anzahl – ja viele 
– arme Menschen haben, die in Häu-
sern wohnen, die ihnen gehören. Das 
muss man berücksichtigen, wenn man 
durch die Reform nicht zu einer sozialen 
Schieflage beitragen will. Wir haben das 
Problem, dass es nicht wenige Men-
schen gibt, die trotz Vermögen einkom-
mensarm sind. Deshalb hat sich die 
Koalition verständigt, soziale Härten bei 
der Grundsteuerreform vermeiden zu 
wollen. Allerdings, da war doch etwas. 
Da stellt sich doch eine Frage – einkom-

mensarm trotz Vermögen. Gibt es nicht 
gerade eine Debatte, in der die CDU al-
les daransetzt, dass Menschen, die ar-
beitslos geworden sind, auch ihr letztes 
Vermögen verfrühstücken sollen, bevor 
sie staatliche Hilfen erhalten können? 
Stichwort Bürgergeld? Ein solches Vor-
gehen ist pure Heuchelei.
Die CDU-Fraktion schlägt vor, Grundstü-
cke mit geringerem Wert gegenüber 
Grundstücken mit höherem Wert bei 
der Grundsteuer zu entlasten, zu be-
günstigen. Doch die Grundsteuer, wie 
schon erwähnt, zahlen nicht nur Eigen-
tümerinnen und Eigentümer, sondern 
auch Mieterinnen und Mieter. Das kriti-
sieren wir, aber das ist die bundesweite 
Rechtslage. Je mehr Mieterinnen und 
Mieter in einem Haus wohnen, je mehr 
Wohnungen ein Haus hat, umso höher 
ist tendenziell der Wert einer Immobilie. 
Und da soll dann – der CDU folgend –  
mehr gezahlt werden. Es geht also um 

eine Umverteilung zulasten der Miete-
rinnen und Mieter. Das machen wir 
nicht mit. 
Und während der VDGN in seinem Vor-
schlag nur selbstgenutzte Immobilien 
entlasten möchte, gilt das bei der CDU 
nicht und auch das entlastet tendenziell 
eher Eigentümer mehrerer Immobilien. 
Berlin braucht eine Härtefallregelung, 
die das Problem von einkommensarmen 
Menschen im selbstgenutzten Eigentum 
in den Blick nimmt. Dafür steht die Ber-
liner LINKE.
Der Vorschlag der Union ersetzt alte Un-
gerechtigkeiten durch neue und die 
Glaubwürdigkeit der CDU auf dem Feld 
der Entlastung von Menschen mit gerin-
gem Einkommen steht ohnehin in Frage. 

   Carsten Schatz, MdA
Fraktionsvorsitzender 
der Linksfraktion im 
Abgeordnetenhaus von Berlin

Volksentscheid: 
DIE LINKE macht Druck
Miete und Energie müssen bezahlbar sein

Union auf Stimmenfang 
Mit Bürgergeld und Grundsteuer

Stefanie 
Fuchs 
legt Mandat 
nieder
Am 8. November teilte Stefanie Fuchs 
der Linksfraktion im Abgeordnetenhaus 
sowie dem Bezirksverband mit, dass sie 
ihr Mandat zum 30. November niederle-
gen werde. Wir nehmen diese Entschei-
dung mit Bedauern zur Kenntnis. Damit 
wird DIE LINKE.Treptow-Köpenick künf-
tig nur noch von Carsten Schatz und 
Katalin Gennburg im Abgeordnetenhaus 
vertreten. Für Stefanie Fuchs rückt 
Franziska Leschewitz aus dem Bezirks-
verband Spandau nach.
Stefanie Fuchs setzte sich seit 2016 als 
Sprecherin für Soziales, Senior:innen, 
Inklusion und Pflege zusammen mit un-
seren Senatorinnen Elke Breitenbach 
und später Katja Kipping für eine linke 
Sozialpolitik in Berlin ein. Vor Ort in ih-
rem Wahlkreis (Altstadt/Kietz, Allende-
Viertel, Wendenschloss, Müggelheim) 
war sie u.a. mit ihrem monatlichen 
Fuchsbrief, aber auch mit ihrem Früh-
jahrs- und Herbstputz präsent. Seit Feb-
ruar 2021 beschritt sie mit dem Fuchs-
cast, in dem schon Gregor Gysi und 
zuletzt Ulrich Schneider zu Gast waren, 
neue Wege der Öffentlichkeitsarbeit. Im 
September übernahm Stefanie Fuchs 
kommissarisch den Bezirksvorsitz.
Wir bedauern das Ausscheiden von Ste-
fanie Fuchs aus dem Abgeordnetenhaus 
sehr und danken ihr für die geleistete 
Arbeit. Für den neuen Lebensabschnitt 
wünschen wir ihr alles Gute.

   Stephanie Bornschein und  
Moritz Warnke, Bezirksvorsitzende 
DIE LINKE. Treptow-Köpenick
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Vorrang für Kolleg und
Gemeinschaftsschule 
Treptow-Kolleg braucht eine Chance im Bezirk

Das Treptow-Kolleg ist eine 
schulische Einrichtung, bei 
der auch Erwachsene das Ab-

itur oder den schulischen Teil der Fach-
hochschulreife auf dem „Zweiten Bil-
dungsweg“ nachholen können, und das 
auch noch BAföG-gefördert. Doch das 
ist künftig gefährdet. Der Stadtrat für 
Bildung plant, in dem Gebäude in der 
Kiefholzstraße ein Gymnasium unterzu-
bringen. Das Kolleg soll nur noch bis 
zum Abschluss der derzeitigen Schüler 
verbleiben.
Nun haben die Fraktionen DIE LINKE, 
SPD und B90-Die Grünen in einem ge-
meinsamen Antrag an die BVV das Be-
zirksamt ersucht, zur Förderung der 
Chancengleichheit in der Schulbildung 
die Kapazitäten im Gemeinschaftsschul-
bereich auszubauen und von der Neu-
gründung von Gymnasien abzusehen.
In dem Antrag heißt es, „Die Bezirksver-
ordnetenversammlung erwartet in die-
sem Zusammenhang, dass vor der Än-
derung der Schulform im Gebäude 
Kiefholzstraße 274, eine Standortpers-
pektive für das Treptow-Kolleg entwi-
ckelt, die Deckung des Bedarfs in der 
Region im zweiten Bildungsweg nachge-
wiesen und ggf. der Schulkonferenz der 
Grundschule am Heidekampgraben ein 
Aufwachsen zur Gemeinschaftsschule 

unter Einbeziehung dieses Gebäudes 
vorgeschlagen wird sowie der Schulkon-
ferenz der Müggelschlösschen-Grund-
schule ein Aufwachsen zur Gemein-
schaftsschule unter Ausnutzung des 
Flächenpotentials auf dem eigenen 
Schulgrundstück vorgeschlagen wird.
Die Pläne sollen nun so geändert wer-
den, dass das Treptow-Kolleg einen 
neuen Standort bekommt. Die künftig 
dort entstehende Schule soll eine 
Gemeinschaftsschule sein. Für die Müg-
gelschlösschen-Grundschule wird eben-
falls der Ausbau zu einer Gemein
schaftsschule angestrebt.
Dazu erklärt Philipp Wohlfeil, Vorsitzen-
der der Fraktion DIE LINKE: 
„Wir brauchen mehr Schulplätze für 
Treptow-Köpenick. Die beste Schulform 
für Schülerinnen und Schüler ist die Ge-
meinschaftsschule. Hier werden langes 
gemeinsames Lernen garantiert und 
lange Anfahrtzeiten verhindert. Deshalb 
setzen wir uns dafür ein, so oft wie mög-
lich Gemeinschaftsschulen zu etablie-
ren. Wir dürfen aber auch den zweiten 
Bildungsweg nicht aus den Augen ver-
lieren für Menschen, die später ihr Abi-
tur nachholen wollen. Deshalb muss 
auch das Treptow-Kolleg erhalten blei-
ben.“ 
    Joseph Rohmann

 Seit 1991 ist in der früheren Gemeindeschule, oft auch nur „Rote Schule“ genannt, das 
Treptow Kolleg zu Hause

Neubau 
verzögert sich

Der Neubau des Kiezklubs am Treptow-
Kolleg verzögert sich weiter. Am Stand-
ort an der Kiefholzsstraße ist für den 
Kiezklub schon seit 2020 ein neues Ge-
bäude geplant. Die Suche nach einem 
Generalunternehmer für die Bauausfüh-
rung scheiterte bislang, berichtet das 
Bezirksamt. Erst ab 2024 sei mit freien 
Kapazitäten zu rechnen. Zu lang für Be-
zirksamt und Kiezklub. Der Amtsbereich 
für Gebäudebewirtschaftung (Facility-
managment) habe sich daher jetzt ent-
schlossen, den Bau selbst in die Hand 
zu nehmen und die Ausschreibung der 
einzelnen Bauaufträge und die Baulei-
tung selbst umzusetzen, schreibt die für 
die Kiezklubs zuständige Bezirksstadt-
rätin Carolin Weingart (DIE LINKE) auf 
Anfrage. Als Baubeginn sei nun Anfang 
2023 vorgesehen.
Die Eile scheint geboten, denn derzeit 
könne wegen des Platzmangels das An-
gebot des Kiezklubs nicht in vollem Um-
fang umgesetzt werden. Der Platzman-
gel führe außerdem zu Anspannungen, 
insbesondere, weil sich die Situation 
zunehmend verschärft. Das Gebäude, in 
dem sich aktuell der Kiezklub befindet, 
gehört dem Schulamt. Das möchte an 
diesem Standort eine neue Oberschule 
unterbringen. 

Radfahrerampel 
Installieren

Seit diesem Jahr ist die Fahrradspur auf 
der B96a ab dem Bahnhof Schöneweide 
bis nach Adlershof verstetigt worden. 
Daraus hat sich die Verkehrsführung 
auch im Bereich der Kreuzung Michael-
Brückner-Straße / Sterndamm nach-
drücklich verbessert und verändert. Al-
lerdings ist nach wie vor die gemeinsame 
Fuß- und Radverkehrsampel geschaltet, 
sodass für den Radverkehr weiterhin 
diese Schaltung gilt. Dies ist allerdings 
sowohl für den Radverkehr als auch für 
den motorisierten Verkehr nicht sofort 
ersichtlich, da die Ampel für den motori-
sierten Verkehr deutlich hervorsticht 
und die Ampel für den Rad- und Fußver-
kehr erst auf den zweiten Blick zu sehen 
ist.
Nun hat die Fraktion DIE LINKE in einem 
gemeinsamen Antrag mit SPD und 
B90/Grüne an die Bezirksverordneten-
versammlung sich dafür ausgespro-
chen, dass das Bezirksamt sich bei den 
zuständigen Stellen dafür einsetzt, 
dass  an der Kreuzung Michael-Brück-
ner-Straße / Sterndamm stadtauswärts 
eine Radfahrerampel angebracht und 
die bisherige gemeinsame Ampel für 
den Fuß- und Radverkehr auf den Fuß-
verkehr beschränkt wird.

Hilfen bei Long-COVID
Hilfsangebote sollen gebündelt werden

Die Folgen einer COVID 19 Er-
krankung können schwerwie-
gend sein. Die Betroffenen 

leiden oft lange und brauchen Unter-
stützung. In Deutschland gibt es bisher 
keine fachübergreifende, patientenori-
entierte Behandlung. Existierende Post-
COVID Ambulanzen sind bereits jetzt 
überlastet. Betroffene und Angehörige 
sollen im Bezirksamt einen Ansprech-
partner finden, um schneller und einfa-
cher zu Informationen und Angeboten 
zur anhaltenden Erkrankung zu kom-
men.
Interfraktionell mit SPD und B90/Die 
Grünen ersuchte jetzt die Fraktion DIE 
LINKE das Bezirksamt, Maßnahmen zu 
treffen, um Menschen, die unter dem 
Long-Covid bzw. Post-Covid-Syndrom 
leiden, bei der Bewältigung ihrer Erkran-
kung zu unterstützen. Es sollen insbe-
sondere die unterschiedlichen Hilfsan-

gebote für Menschen, die unter 
Long-Covid bzw. Post-Covid leiden, ge-
bündelt und im Fall von Leerstellen neu 
geschaffen werden. Dafür sind etwaige 
Fördermöglichkeiten des Bundes, Lan-
des und gegebenenfalls weitere zu nut-
zen. Dem Ausschuss für Arbeit, Sozia-
les, Gesundheit, Teilhabe und Inklusion 
soll regelmäßig über Fortschritte be-
richtet werden.
Dazu erklärt Philipp Wohlfeil, Vorsitzen-
der der Fraktion DIE LINKE: „COVID 19 
wird uns leider noch lange begleiten. 
Während wir alle weiter versuchen soll-
ten, Ansteckungen zu vermeiden, ist es 
wichtig, Strukturen und Netzwerke auf-
zubauen, um denen zu helfen, die unter 
den Folgen von Corona leiden. So wie 
wir die Pandemie bisher solidarisch und 
mit gegenseitiger Hilfe bewältigt haben, 
müssen jetzt entsprechende Hilfsange-
bote aufgebaut werden.“
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Klar, Schulhausmeister:innen 
haben nicht in erster Linie ei-
nen Schreibtischjob. Zu ihren 

Aufgaben gehören Reparaturen, Objekt- 
und Sichtkontrollen sowie organisatori-
sche Aufgaben. In, wie das Bezirksamt 
findet, „geringem Umfang“ aber auch 
Büro- und Dokumentationsaufgaben 
wie zum Beispiel bei Mängelanzeigen, 
Bestellung von Verbrauchsmaterial und 
Führung von Nachweislisten und Über-
gabeprotokollen. Einen Schreibtisch 
und einen Bürostuhl haben sie, auch ein 
dienstliches Smartphone, Laptop und 
Internetanschluss jedoch meistens 
nicht, antwortet das Bezirksamt auf An-

frage von Philipp Wohlfeil, Fraktionsvor-
sitzender DIE LINKE. Die Digitalisierung 
der öffentlichen Verwaltung läuft auch 
in anderen Bereichen langsam. Für 
Treptow-Köpenick bedeutet das, die 
Bürgerinnen und Bürger haben keinen 
Zugang zu öffentlichem WLAN in Bür-
gerämtern oder Kiezklubs. Schulen sind 
schlecht an das Internet angebunden.
Dazu erklärt Philipp Wohlfeil, Fraktions-
vorsitzender DIE LINKE:
„Es ist fast, als hätte die Verwaltung den 
nötigen Digitalisierungsschub aus dem 
Beginn der Pandemie inzwischen wie-
der ad acta gelegt. Seit Anfang des Jah-
res gibt es kein Free-Wifi-Berlin mehr 

und bis zum Sommer gab es noch im-
mer keine neue Ausschreibung des Se-
nats. Inzwischen sind Kiezklubs, Bürger-
ämter, Jugendfreizeiteinrichtungen und 
selbst Rathäuser ohne öffentlich zu-
gängliches WLAN. Selbst an fundamen-
taler Grundausstattung fehlt es. Seit 
zwei Jahren versucht das Schulamt, den 
Hausmeister:innen die nötige Compu-
terausstattung zu beschaffen, bislang 
wohl ohne Erfolg. Ein Zugang zum Inter-
net ist dabei dann aber nicht inbegrif-
fen. Wir haben in der BVV schon oft an-
gemahnt, dass die digitale Ausstattung 
und die Zugänglichkeit zum Internet als 
Arbeitsgrundlage verstanden werden 
müssen. Ein attraktiver Arbeitgeber und 
eine bürgerfreundliche Verwaltung sind 
in einem digitalen Entwicklungsland 
nicht zu verwirklichen.“

Der Flugverkehr an den soge-
nannten Randzeiten nimmt am 
BER immer mehr zu. Menschen, 

die in den An- und Abflugrouten leben, 
sind deshalb auch zu Nachtzeiten von 
starker Lärmbelästigung betroffen. Da-
her ist es erforderlich, dass das Nacht-
flugverbot, das derzeit von 0 bis 5 Uhr 
gilt, auf 22 bis 6 Uhr auszudehnen. So 
können die zunehmenden Flugbewe-
gungen in den frühen Morgenstunden 
und am späten Abend eingedämmt wer-

den. Die Bezirksverordnetenversamm-
lung fordert nun weiterhin ein Nacht-
flugverbot von 22 bis 6 Uhr am Flughafen 
BER und die konsequente Umsetzung 
des Gesetzes zum Schutz gegen Flug-
lärm (FluglärmG). Auf Interfraktionellen 
Antrag der Fraktionen DIE LINKE, SPD, 
B'90Grüne, CDU beschloss nun die BVV 
dem Bezirksamt zu empfehlen, sich wei-
terhin nachdrücklich für die Ausweitung 
des derzeit bestehenden Nachtflugver-
bots und die  konsequente Einhaltung 

des Lärmschutzes im Interesse der vom 
Fluglärm betroffenen Bürgerinnen und 
Bürger einzusetzen. 
Dazu erklärt Uwe Doering, Sprecher für 
Stadtentwicklung Fraktion DIE LINKE: 
„Wegen der Coronapandemie sind wir 
am BER noch nicht bei der vollen Aus-
lastung angelangt. Trotzdem kommt es 
zu mehreren Tausend Flugbewegungen 
zu Nachtzeiten, in denen die Lärmbe-
lästigung besonders störend und ge-
sundheitsgefährdend ist. Wir müssen 
die Anwohnerinnen und Anwohner vor 
dem Fluglärm schützen. Da die bisheri-
gen Einschränkungen offenbar nicht 
ausreichend wirken, muss jetzt das 
Nachtflugverbot ausgedehnt werden.“

Die bisherigen Berechnungsgrundlagen 
für die benötigten Kita- und Grundschul-
plätze sind nicht optimal. Der auf dieser 
Grundlage berechnete Bedarf ist zu 
niedrig und sorgt so für eine mangelnde 
Versorgung. Bei aufgestellten Bebau-
ungsplänen wird nach einem Schlüssel 
kalkuliert, wie viele Kinder in diesem 
Gebiet zu erwarten sind. Daneben gibt 
es jedoch auch zahlreiche Bebauungen, 
die nicht unter einen Bebauungsplan 
fallen und daher nicht in die Bedarfs-
rechnung einfließen. Lückenbebauun-
gen oder Nachverdichtungsprojekte 
werden bei der Berechnung der benö-

tigten Kita- und Grundschulplätze oft 
nicht berücksichtigt. Interfraktionell mit 
SPD, B'90Grüne, CDU  fordert die Frakti-
on DIE LINKE, das Bezirksamt soll sich 
beim Berliner Senat dafür einsetzen, 
dass die Berechnungsgrundlagen für 
den zukünftigen Bedarf an Kita- und 
Grundschulplätzen, der auch durch den 
Wohnungsbau und dem entsprechen-
den Zuzug im Bezirk entsteht, nach 
oben korrigiert werden.
Dies gilt auch für die Ermittlung des Be-
darfs an Kita- und Grundschulplätzen im 
Rahmen des Berliner Modells der ko-
operativen Baulandentwicklung sowie 

die Voraussetzungen zur Anwendung 
des Modells.
Dazu erklärt Uwe Doering, Sprecher für 
Stadtentwicklung aus der Fraktion DIE 
LINKE: „Es gibt zahlreiche Bauaktivi
täten in Treptow-Köpenick, die in der 
aktuellen Bedarfsrechnung für Kita- und 
Grundschulplätze nicht ausreichend 
berücksichtigt werden. Das muss sich 
ändern. Wir sehen, dass es noch immer 
einen starken, ungedeckten Bedarf 
gibt. Das bedeutet, dass die bisherigen 
Planungen nicht ausreichend waren 
und dringend angepasst werden müs-
sen.“

Digitalisierung  
läuft schleppend
Schulhausmeister:innen ohne PC und Internet

Nachtflugverbot 
Am BER soll von 22 bis 6 Uhr Ruhe herschen

Mehr Kita- und Grundschulplätze
Für bessere Berechnungsgrundlagen

Beschlüsse
Beschlossen
IX/0224 Busparkplatz für den Modell-
park DIE LINKE, SPD, B'90Grüne, CDU
IX/0275 Wiederherstellung der Ge-
schäftszeile am Treptower Hafen un-
terstützen SPD, DIE LINKE, B'90Grüne, 
CDU, FDP
IX/0279 Erinnerung an die Schöne-
weider Industriebahn „Der Bulle“ SPD, 
DIE LINKE, B'90Grüne, CDU
IX/0280 Dauerhafte Geschwindig-
keitsüberwachung Am Treptower Park 
DIE LINKE, SPD, B’90Grüne, CDU
IX/0182 „Tiny Forests“ ins bezirkliche 
Konzept zur biologischen Vielfalt integ-
rieren DIE LINKE, B'90Grüne, CDU
IX/0311 Nachtflugverbot am BER von 
22 bis 6 Uhr DIE LINKE, SPD, 
B'90Grüne, CDU

In die Ausschüsse überwiesen
IX/0310 Vorrang für Gemeinschafts-
schulen beibehalten und Zweiten Bil-
dungsweg weiterhin ermöglichen SPD, 
DIE LINKE, B'90Grüne
IX/0312 Errichtung von Gedenkstelen 
zur Berliner Kolonialausstellung im 
Treptower Park B'90Grüne, SPD, DIE 
LINKE, CDU
IX/0316 Hilfen bei Long-COVID- und 
Post-COVID-Syndrom SPD, DIE LINKE, 
B'90Grüne
IX/0317 Mehr Kita- und Grundschul-
plätze für Treptow-Köpenick DIE LIN-
KE, SPD, B'90Grüne, CDU
IX/0318 Spielplätze für die Zukunft 
hitzebeständig umgestalten 
B'90Grüne, SPD, DIE LINKE
IX/0322 Klare Verkehrsführung für 
alle – Radfahrampel an der Kreuzung 
Michael-Brückner-Straße / Stern-
damm installieren SPD, DIE LINKE, 
B'90Grüne
IX/0323 Rollsportarten in der Sport-
entwicklungsplanung berücksichtigen 
B'90Grüne, SPD, DIE LINKE
IX/0326 Ringlinie zwischen dem 
Krankenhaus Köpenick und Wenden-
schloß im Nahverkehrsplan 2024 - 
2027 berücksichtigen SPD, DIE LINKE, 
B'90Grüne

Rollsportarten
berücksichtigen

Für Rollsportarten gibt es speziell im 
Osten der Stadt nur wenig Möglichkei-
ten, den Sport adäquat auszuüben. Es 
gibt keine Sportstätte mit einer notwen-
digen Bande und die Vereine erhalten in 
Sporthallen wenig Zeiten.  Deshalb hat 
die Fraktion DIE LINKE in der BVV bean-
tragt, in Zusammenarbeit mit den Be-
zirksämtern Lichtenberg und Marzahn-
Hellersdorf darauf hinzuwirken, dass 
eine Sportstätte eigens für Inlineskater-
hockey und andere Rollsportarten in die 
Sportentwicklungsplanung des Landes 
aufgenommen wird.

Köpenick, die
Weihnachtsinsel

Der Weihnachtsmarkt „Köpenick, die 
Weihnachtsinsel“ findet inmitten des 
festlich illuminierten barocken Ensemb-
les des Schloss Köpenick mit dem be-
sonderen Flair des Schlossparks bereits 
zum 10. Mal statt. Die Termine sind Fr 
9.12. ab 14 Uhr und Sa/So 10./11.12. 
ab 12 Uhr. 



Aus 
dem III

Anfang November wurde die Salvador-Allende-Brücke wieder freigegeben.

Protest gegen Stadt und Land Verhalten. 

An der Orionstraße wurde nach 
Verhandlungen mit der landes-
eigenen Wohnungsbaugesell-

schaft Stadt und Land der Erhalt eines 
grünen Innenhofs durchgesetzt. Als 
Kompromiss wurde eine Lücken- und 
Randbebauung vereinbart. Bei der im 
Kompromiss vereinbarten Bebauung an 
der Galileistraße wurden nun erneut An-
wohnerinnen und Anwohner als auch 
die Bezirksverwaltung mit vollendeten 
Tatsachen überrascht, statt den Dialog 
konstruktiv weiterzuführen. Stadt und 
Land hat einen Plan über die geplante 

Bebauung vorgelegt, ohne zuvor Anwoh-
nende oder Bezirkspolitik in die Planung 
einzubeziehen.
Dazu erklärt Uwe Doering, Sprecher für 
Stadtentwicklung aus der Fraktion DIE 
LINKE: „Der 2021 erreichte Kompro-
miss zeigt, dass es möglich ist, gemein-
sam mit den Bürgerinnen und Bürgern 
Lösungen bei Nachverdichtungen zu 
entwickeln, die für alle Seiten tragbar 
sind. Dieser Dialog muss weitergeführt 
werden und darf nicht plötzlich abrei-
ßen. Die partizipative Beteiligung der 
Anwohnenden muss auch im Verlauf 

der weiteren Bebauung im Plänterwald 
ernst genommen werden. Die landes
eigenen Wohnungsbaugesellschaften 
müssen ohne Ausnahme ihrer Verant-
wortung gerecht werden und zum Vor-

bild für offene Beteiligung werden, dann 
sind viele Projekte nachhaltig und mit 
hoher Akzeptanz umsetzbar. Dafür wer-
den wir uns auch weiter einsetzen.“

Über welche Brücken 
kannst Du geh´n?
Information über Stand der Brückenarbeiten

Behutsame 
Nachverdichtung
Konsequente Bürger:innenbeteiligung nötig

Berlin hat 834 Brücken, für 
die das Land, also die Senats-
verwaltung, zuständig ist. Da-

von befinden sich 100 in Treptow-Köpe-
nick. In einem wasserreichen Bezirk 
sind Brücken ein wichtiger Bestandteil 
der Infrastruktur. Viele sind wichtige 
Verkehrswege und werden damit durch 
den ständig wachsenden Verkehr und 
immer schwerer werdende Autos stark 
beansprucht. Dementsprechend sanie-
rungsbedürftig ist auch ihr Zustand. Sie 
müssen repariert, saniert oder moder-
nisiert, manche auch ersetzt werden.
Im brückenreichsten Bezirk keine einfa-
che Ausgabe, zumal die Brücken in den 
anderen Bezirken oft auch nicht besser 
dran sind. 
Dass Baumaßnahmen an Brücken oder 
gar Abriss und Neubau auf der Beliebt-
heitsskala weit unten stehen, ist klar. 
Aber was muss, das muss.
Deshalb lud das Bezirksamt Treptow-
Köpenick zu einer Online-Informations-
veranstaltung über Brückenarbeiten 
ein. Dipl.-Ingenieur Arne Huhn von der 

Senatsverwaltung für Umwelt, Mobili-
tät, Verbraucher- und Klimaschutz infor-
mierte über geplante bzw. bereits statt-
findende Brückenarbeiten und viele 
interessante Details und Hintergründe. 
Im Fokus dabei Instandsetzung, Ersatz-
neubau und Behelfsbrücken. Und er 
nahm bei dieser Gelegenheit die Brü-
ckenbauer vergangener Zeiten in 
Schutz. Dass deren Brücken vorzeitig 
Sanierungsfälle werden, hängt einer-
seits mit den bereits erwähnten Belas-
tungen zusammen, die so bei den Pla-
nungen nicht angedacht waren, aber 
auch mit Materialproblemen. Mittler-
weile weiß man mehr über haltbare Ma-
terialzusammensetzungen.
Heute geht es auch nicht mehr nur dar-
um, einfach eine Brücke übers Wasser zu 
bauen, sondern um die Sicherung einer 
leistungsfähigen Infrastruktur. Damit ist 
nicht nur der Straßenverkehr gemeint. Es 
geht auch um die unterschiedlichsten 
Versorgungsleitungen, um Entwässe-
rung, um Umweltschutz und auch das 
Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt hat 

ein Wörtchen mitzureden. Aber auch die 
Politik stellt Anforderungen an die Mo-
dernisierung oder den Neubau von Brü-
cken. Die sind formuliert zum Beispiel 
im Mobilitätskonzept, im Nahverkehrs- 
und im Radverkehrsplan und im Stadt-
entwicklungskonzept Verkehr und Mobi-
lität. Das alles ist zu berücksichtigen. 
Und ja,  auch der Straßenbahnverkehr 
wird bei Brückenplanungen perspekti-
visch mitgedacht. War nicht immer so.  
Es sind also viele Ämter und Behörden 
involviert. Deshalb dauert es manchmal 
auch länger als der Laie sich das vor-
stellt oder wünscht.

   Petra Reichardt

Gedenkstelen zur 
Kolonialausstellung 

Mit der Ausstellung „zurückgeschaut“ 
im Museum Treptow wurde ein vielbe-
achteter Ort der Erinnerung geschaffen. 
Leider erinnert an den Orten des Ge-
schehens noch nichts an die histori-
schen Ereignisse zu der Berliner Gewer-
beausstellung 1896. Gemeinsam mit 
SPD und B90/Grüne schlägt die Frakti-
on DIE LINKE vor, Gedenkstelen mit Ver-
weis auf die Ausstellung zur Erinnerung 
an die menschenverachtenden „Völker-
schauen“ während der Kolonialausstel-
lung zu errichten. 

•�Lange Brücke 
Baulicher Zustand erfüllt verkehr
liche Anforderungen nicht mehr 
Ersatzneubau 
Planungs- und Bauzeit bis 2027

•��Neue Fahlenbergbrücke 
Korrosionsschäden am Stahlbeton  
und Stahlunterbau 
Bauzeit bis ca. Ende 2023 
Rückbau der Behelfsbrücke bis 
II/2024

•�Elsenbrücke 
4 Bauabschnitte 
Bauzeit voraussichtlich 2020–2028

•�Pyramidenbrücke  
Lindenstraße Köpenick 
6 Bauphasen 
Bauzeit voraussichtlich 2022–2028

•�Köpenicker-Allee-Brücke  
am S-Bhf. Wuhlheide 
derzeit auf 12t beschränkt  
Planung einer Behelfsbrücke 
Baubeginn offen

•�Neue Brücke am Bahndamm, 
Wuhlewanderweg 
Anhebung Höhenverlauf 
Planfeststellungsverfahren IV/22-
IV/28 

Vergabe Bauleistung III/25 
Inbetriebnahme 2028

•�Brücke An der Wuhlheide,  
Oberschöneweide 
Bückenschäden, u.a. Korrosion,  
Risse 
Bauzeit offen

•�Fußgängerbrücke Schmöckwitz 
Korrosion, Anprallschäden 
Bauzeit 2021- IV/2022

•�Brücke über das Adlergestell  
zwischen Adlershof und  
Johannisthal 
Fuß- und Radweg 
Bauzeit 2023–2024

•�Promenadenwegbrücke  
zwischen Friedrichshagener Straße 
und Platz des 23. April 
Überbauerneuerung 
Bauzeit bis Ende 2025

•�Bellevueparkbrücke 
Überbauerneuerung 
Erhalt Unterbau

•�Salvador-Allende-Brücke 
Brückenschäden:  
Alkali-Kieselsäure-Reaktion 
Verkehrsfreigabe  
7. November 2022

Übersicht der aktuellen Brückenbau- und Sanierungsmaßnahmen 
in Treptow-Köpenick

 F
ot

o:
 U

w
e 

D
oe

ri
ng



Aus 
dem

IMPRESSUM
Aus dem Rathaus Treptow-Köpenick
Monatszeitschrift der Fraktion 
DIE LINKE in der BVV Treptow-Köpenick
Redaktion: Karl Forster (verantwortlich),
Edith Karge, Gernot Klemm, Joseph Rohmann
Postanschrift: Fraktion DIE LINKE in der  
BVV Treptow-Köpenick,
Redaktion Aus dem Rathaus,  
Neue Krugallee 4, 12435 Berlin.
Email: redaktion@dielinke-treptow-koepenick.de
Namentlich gekennzeichnete Beiträge geben nicht
unbedingt den Standpunkt der Redaktion wieder.
Die Redaktion behält sich sinnwahrende Kürzungen
von Artikeln und Leserbriefen vor.
Satz: www.karenaugust.de
Druck: BVZ Berliner Zeitungsdruck GmbH
Am Wasserwerk 11, DE - 10365 Berlin
Redaktionsschluss dieser Ausgabe: 20. September 2022
Die nächste Ausgabe „Aus dem Rathaus“ erscheint
am Dienstag. 7. Februar
Redaktionsschluss dafür: Di 21.1.23

KONTAKT
Fraktion in der BVV
Rathaus Treptow, Raum 205
Neue Krugallee 4, 12435 Berlin
Tel. (030) 533 76 07
mail@linksfraktion-tk.de
Sprechzeiten:
Mo, Do	 15.00 –18.00 Uhr
Dienstag 	 12.00 –17.00 Uhr
Sprechzeiten nach Voranmeldung

www.linksfraktion-tk.de

linksfraktiontk

Gerade in der Pandemiezeit 
blickte die Öffentlichkeit stär-
ker auf die sozialen Einrich-

tungen wie Altenheime, Pflegedienste, 
Krankenhäuser. Und es wurde wieder 
stärker diskutiert, ob solche Einrichtun-
gen privatwirtschaftlich organisiert sein 
müssen. Wie es anders geht, ohne wirt-
schaftliche Interessen, zeigt die ge-
meinnützig organisierte Sozialstiftung 
Köpenick. Am 1. November 1997 ge-
gründet, feierte sie eben ihr 25jähriges 
Bestehen mit einem Festakt in der 
Friedrichshagener Christophoruskirche. 
Unter den Festrednerinnen auch Sozial-
stadträtin Carolin Weingart und mit ei-
ner Videobotschaft die Regierende Bür-
germeisterin. Für die musikalische 
Unterhaltung der zahlreichen Gäste 
sorgte die Band „Wat´n Klang“ aus 
Friedrichshagen mit ihrer Weltmusik.
Am Anfang standen Alten- und Pflege-
einrichtungen, die es schon aus der 
DDR-Zeit gab. Doch sollten die Einrich-
tungen im damaligen Bezirk Köpenick 

zusammengeschlossen und neu struk-
turiert werden. Dazu gab das Land Ber-
lin der neugegründeten Stiftung auch 
die Grundstücke, auf denen sich die Ein-
richtungen befanden. Inzwischen sind 
neue Gebäude hinzugekommen, die Al-
tenwohnungen wurden modernisiert. 
So sind aus den 4-Bett Zimmern heute 
überwiegend Einzelzimmer geworden. 
Auch die Mitarbeiterzahl hat sich deut-
lich erhöht. Waren es vor 25 Jahren et-
was mehr als 200 Mitarbeiter:innen 
sind es heute fast 500.
Insgesamt arbeitet die Stiftung heute 
mit acht Einrichtungen. An ihrem Sitz in 
Friedrichshagen betreibt die Sozialstif-
tung Köpenick drei Einrichtungen: das 
Seniorenzentrum Köpenick mit statio-
närer Pflege für 390 Bewohner:innen, 
die Kurzzeitpflege Werlseestraße mit 16 
Gästeplätzen sowie den Ambulanten 
Hospizdienst Friedrichshagen mit über 
100 ehrenamtlichen Mitarbeiter:innen. 
In den Häusern Mentzelstraße und 
Ahornallee in Spindlersfeld leben 75 

Menschen mit Behinderungen. Am sel-
ben Standort befindet sich auch der Be-
schäftigungs- und Förderbereich Spree-
Takt – BFB Spindlersfeld mit 27 Plätzen 
für Menschen mit Beeinträchtigungen. 
Schließlich wird in der Köllnischen Vor-
stadt Menschen mit Behinderungen das 
Angebot des Betreuten Einzelwohnens 
in eigenen Wohnräumen angeboten; 
ähnlich in der Niebergallstraße in 
Wendenschloß 17 Mietwohnungen für 
Senior:innen. Während in der Branche 
allgemein Personalmangel herrscht, hat 
man bei der Sozialstiftung keine akuten 
Probleme, sieht aber die Schwierigkei-
ten, dass nicht genug Pflegekräfte aus-
gebildet werden. 

   Karl Forster

IV

Bürgersprechstunde
Stellv. Bezirksbürgermeisterin
und Leiterin der Abteilung Soziales,
Arbeit und Teilhabe, Carolin Weingart
Donnerstag, 15. Dezember 2022, 
10–11.30 Uhr Hans-Schmidt-Str. 16, 
Raum 131, (telefonisch oder vor Ort)
Anmeldung erforderlich unter:
(030) 90297 – 5988  

25 Jahre Sozialstiftung
Engagiert für Senior:innen und Behinderte

Die nächsten Nächte 
werden kalt in Berlin. 
Auch in Treptow-Köpenick. 

Die Hilfsangebote der Kältehilfe sind 
unter diesen Nummern zu erreichen und 
unter https://kaeltehilfe-berlin.de
Kältebus: 030 690 333 690 
täglich 20–2 Uhr
Wärmebus: 030 600 300 10 10  
täglich 18–24 Uhr
Kältehilfe-Telefon:  030 34 39 71 40  
täglich 19–23 Uhr
Hilfe-Hotline für obdachlose 
Menschen: 0157 80 59 78 70   
Mo bis Fr 9–17 Uhr.
www.kaeltehilfe-berlin.de

Der Tausendfüßler e.V. in Köpenick Nord hat ein breites Angebot für Senioren und 
die jüngere Generation. Tanz, Musik, Sport und Handarbeit gehören dazu. Damit das 
Angebot so bleiben kann und besser wird, war die Fraktion DIE LINKE im Gespräch 
vor Ort. Unser Foto: Dana Strauß (Projektleiterin) mit Edith Karge, Christian Kerntopf, 
und Fraktionsvorsitzendem Philipp Wohlfeil. Vielen Dank für die Einladung und drin-
gende Empfehlung an alle, dort mal vorbeizuschauen.
Weitere Infos: www.1000fuessler-frauen.de

 In der festlich geschmückten Christophorus-Kirche in Friedrichshagen feierte die Sozialstiftung Köpenick ihr 25jähriges Bestehen. 
Am Rednerpult Sozialstadträtin und stellvertretende Bürgermeisterin Carolin Weingart.
 

Wahlberechtigte können ihr Wahlrecht 
durch Briefwahl ausüben, wenn sie ei-
nen Antrag auf Erteilung eines Wahl-
scheins stellen.
Ab sofort ist es möglich, per E-Mail die 
Briefwahl zu beantragen. Zu diesem 
Zweck können Sie eine E-Mail an Brief-
wahl@ba-tk.berlin.de nach dem unten 
stehenden Muster beantragen.
Ab dem 02.01.2023 beginnt der Ver-
sand der Unterlagen. Wenn Sie die Un-
terlagen an eine andere als Ihre Melde-
adresse wünschen, teilen Sie uns das 
bitte ebenfalls mit!
Nach den Erfahrungen bei den letzten 
Wahlen, bei dem der beauftragte Post-
dienstleister das Briefaufkommen kaum 
bewältigen konnte, empfehlen wir Ih-
nen, schon jetzt die Briefwahl zu bean-
tragen.
Muster:
Hiermit möchte ich die Briefwahlunter
lagen für die Abgeordnetenhaus- und 
BVV-Wahl am 12.02.2023 beantragen.
Name:
Vorname:
Geburtsdatum:
Meldeadresse:
Ggf. abweichende Versandanschrift:
Eine telefonische Antragstellung ist 
unzulässig.
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KONTAKT
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Öffnungszeiten:
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8. Januar ist das Büro geschlossen

Kassenzeiten:
1. Dienstag im Monat (Blättchentag) 
jeweils 13.00–15.45 Uhr

Wahlkreisbüro Katalin Gennburg, MdA
Moosdorfstraße 7–9, 12435 Berlin
Tel. (030) 80 93 27 58
buero.gennburg@linksfraktion.berlin
Öffnungszeiten bitte telefonisch oder 
per E-Mail erfragen

Wahlkreisbüro Carsten Schatz, MdA
Wißlerstraße 24, 12587 Berlin
Tel. 65940 800, Fax 65940 801
buergerbuero@carsten-schatz.de
Öffnungszeiten:
Mo, Mi, Do 	 11.00 –15.00 Uhr
Dienstag	 10.00–14.00 Uhr
Freitag	 14.00–18.00 Uhr

Wahlkreisbüro Dr. Gregor Gysi, MdB
Brückenstraße 28, 12439 Berlin
Tel. 63 22 43 57, Fax 3 22 43 58
gregor.gysi@wk.bundestag.de
Sprechzeiten:
Mo  + Mi	 13.00 – 16.30 Uhr
In der Zeit vom 23.12. bis 9.1. ist das 
Büro geschlossen

Kassenzeiten:
1. Dienstag im Monat (Blättchentag) 
jeweils 13.00 – 15.45 Uhr

dielinketk

www.dielinke-treptow-koepenick.de

Wachsende Milliarden Vermögen einer-
seits, andererseits zunehmende Armut 
bei Älteren, Kindern, Hartz-IV-Empfan-
genden und anderen gibt es nicht nur 
hier. Auch das Versagen beim Schutz 
der Umwelt und bei der Reduktion des 
Ausstoßes von Treibhausgasen ist ein 
weltweites Phänomen. Richtig ist aber 
auch: Die reichen Länder im Norden 
profitieren seit Jahrhunderten von der 
wirtschaftlichen Ausbeutung und der 
ökologischen Zerstörung des Südens. 
Was also tun für mehr globale soziale 
Gerechtigkeit? Das diskutierten auf Ein-
ladung der LINKEN Treptow Nord 
Dr.  Hannah Franzki von der FU Berlin 
und Raul Zelik vom Parteivorstand der 
LINKEN, moderiert von Alex Veit von der 

Universität Bremen. Für Hannah bietet 
das vor einem Jahr in Deutschland be-
schlossene Lieferkettengesetz Ansatz-
punkte, es ist aber nur ein erster Schritt. 
Generell ist ein schwerer Mangel, dass 
im Vergleich zu den Kämpfen der 1970er 
Jahre Eigentumsverhältnisse und ande-
re strukturelle Fragen heute allenfalls 
eine untergeordnete Rolle spielen. Raul 
wies darauf hin, dass mit „Deutsche 
Wohnen enteignen“ dieses Thema – auch 
international beachtet – wieder erfolg-
reich ins Gespräch gebracht wurde. Es 
kommt jetzt darauf an, die Frage des Ei-
gentums der Produktionsmittel wieder 
stärker auf die Tagesordnung zu bringen. 
Damit könne auch DIE LINKE fundiertere 
programmatische Vorschläge gegen die 

extreme globale soziale Ungleichheit ge-
ben als bisher. Mit deutlicher Selbstkritik 
wies er damit auf entsprechende Leer-
stellen bei der LINKEN hin. Globale 
soziale Gerechtigkeit wird zwar im 
Programm erwähnt, aber nicht ausgear-
beitet, und in der Selbstdarstellung 
kommt sie kaum vor. Zudem sei die Ei-
gentumsfrage allein kein hinreichender 
Ansatzpunkt. Denn auch der Sozialismus 
der DDR etc. hat die natürlichen Lebens-
grundlagen angegriffen. Geklärt werden 
müssen also auch weitere Fragen der Or-
ganisation und der Ausgestaltung.

   Olaf Gerlach

Wir gratulieren im Dezember und Januar zum Geburtstag

Dezember 
	 65. 	 Detlef Ristau
	 80. 	 Hanna Kaminski
	 85. 	� Almut Krenz, Helga Pett,  

Ernst Schulz,  
Ruslan Tulburg

	 90. 	� Christel Borchert,  
Gisela Brandt, Christoph 
Kleinschmidt,  
Erika Segendorf

	 92.	 Kurt Brunn
	 94. 	� Helmut Horatschke,  

Lieselotte Liebig
	 95. 	� Brunhilde Krupinski,  

Ilse Pahlke
	 97. 	� Käthe Bieler, Jürgen Stroech, 

Ursula Vogt

Januar�
	 70. 	� Tatjana Brie, Renate Grüneberger
	 75. 	� Gregor Gysi, Klaus-Dieter Heine, 

Ingrid Zilliges
	 80. 	� Rüdeger Barth, Monika Bränn-

ström, Dieter Wöllner
	 85. 	� Anneliese Bräuer, Helmut 

Holfert, Egon Kolberg,  
Renate Philipp

	 90. 	� Ingrid Groß, Erika Gäbler, Gerlind 
Kleinschmidt, Doris Klemm

	 92. 	 Johanna Kirsch
	 93. 	� Richard Breitbarth, Eva Krebs, 

Karlheinz Wagner
	 94. 	 Heinz Prohl
	 95. 	 Margarete Heyl
	 96. 	 Werner Leuthold, Liane Russ
	

Bürgersprechstunden
Gregor Gysi, MdB
Die nächsten Sprechstunden am
Mittwoch 7.12. und 
Mo 23.1. von 12–18 Uhr
im Bürgerbüro Gregor Gysi,
Brückenstraße 28 in 12439 Berlin.
Anmeldungen bitte bei
André Schubert unter 63 22 43 57
 
Carsten Schatz
Mittwoch 7.12. von 17–19 Uhr
im neuen Wahlkreisbüro 
Wißlerstraße 24, 12587 Berlin
Mittwoch 21.12. von 17–19 Uhr
im Bürgerbüro Gysi, 
Brückenstraße 28
Anmeldung telefonisch oder per
E-Mail unter: 65 94 08 00
buergerbuero@carsten-schatz.de

Vergesellschaften ist 
auch global bedeutsam
Versagen beim Schutz der Umwelt

Spielplätze hitzebe-
ständig umgestalten

Hitzeperioden werden in den nächsten 
Jahren länger, häufiger und intensiver. 
Gerade städtische Bereiche heizen sich 
durch Versiegelung und fehlendes 
Stadtgrün noch rascher auf. Das Bezirk-
samt wird nun in einem Antrag der LIN-
KEN mit SPD und Grünen ersucht, 
öffentliche Spielplätze auf ihre „Hitzebe-
ständigkeit“ zu überprüfen und dies bei 
der Gestaltung neuer Spielplätze einzu-
planen. Dadurch sollen Kinder und Ju-
gendliche auch in langen und/oder 
starken Hitzeperioden Spielplätze nut-
zen können und ein Beitrag zur weiteren 
Reduzierung der Erwärmung in der Stadt 
geleistet werden.
Schwerpunktmäßige Maßnahmen wä-
ren zusätzliche Beschattung (Pflanzung 
zusätzlicher Bäume, Anbringen von Son-
nensegeln etc.) und angepasste Boden-
beläge. 

Adventskonzerte
der Chöre

Das Chorensemble Köpenick e.V. und 
der Männerchor „Cöpenicker Liederta-
fel 1875“ e.V. laden zu ihren Advents-
konzerten am Sa 17.12. in der Musik-
schule und So 18.12. in der Christuskirche, 
jeweils 16 Uhr, ein.

Bereits am 8. Juli wurde Johanna Seifert, die selbst Mitglied der LINKEN ist, stolze 108 
Jahr alt. Aufgrund eines Sturzes konnte der obligatorische Besuch der stellvertreten-
den Bezirksbürgermeisterin und Sozialstadträtin Carolin Weingart (DIE LINKE) erst im 
Oktober endlich nachgeholt werden. Johanna Seifert gehört zu den ältesten Bürgerin-
nen Treptow-Köpenicks. Sehr gerne hat Carolin Weingart gemeinsam mit der Sozial-
kommission die Glückwünsche und Geschenke des Bezirksamtes und der Regierenden 
Bürgermeisterin überbracht und das gemeinsame Gespräch über das Leben von Johan-
na Seifert genossen.
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Wir wünschen allen 
Leserinnen und Lesern 
geruhsame 
Feiertage
und alles Gute 
im Neuen Jahr.



In der letzten BVV-Sitzung stand 
ein Antrag der AfD zur Abstim-
mung, in Rahnsdorf durch die 

Benennung zweier Straßen an die bei-
den Lebensretter August Herrmann und 
Karl Lupe erinnern. Der Ausschuss für 
Weiterbildung und Kultur empfahl mit 
deutlicher Mehrheit die Ablehnung die-
ses Antrags.
Ein ehrendes Gedenken haben die bei-
den Fischer aus Rahnsdorf ganz unzwei-
felhaft verdient. Noch vor 1890 begann 
August Herrmann bei aufziehendem 
Sturm mit seinem Ruderboot auf den 
Müggelsee zu fahren, um nach in See-
not geratenen Menschen, meistens 
Ausflügler, zu schauen. Um die 150 Per-

sonen sollen es gewesen sein, die von 
ihm geborgen wurden. Ähnliches ist von 
Karl Lupe zu berichten, der weit über 
100 Menschen auf dem stürmischen 
Müggelsee das Leben gerettet hat.
Bald war klar, dass solches persönli-
ches Engagement alleine dem Problem 
nicht mehr gerecht werden konnte. Des-
halb wurde 1899 auch auf Anregung 
von August Herrmann und Karl Lupe der 
erste Beobachtungsturm am Müggelsee 
errichtet, der an Sonn- und Feiertagen 
und bei Sturm besetzt war.
Auf einer Gedenktafel unweit der Stele 
für August Herrmann ist folgendes zu 
lesen: „Die Arbeitsgemeinschaft Was-
serrettungsdienst Berlin erinnert in 

Dankbarkeit an die Fischer von Rahns-
dorf. Sie haben Menschen in Not gehol-
fen. Wir fühlen uns ihnen verpflichtet.“
Das hervorragende Engagement der 
Rahnsdorfer Fischer wurde vielfach ge-
würdigt. So erhielt August Herrmann, 
neben vielen anderen Ehrungen, schon 
1930 eine Gedenkstele auf dem Dorfan-
ger von Rahnsdorf. Unweit davon findet 
man die Grabplatte von Karl Lupe, die 
auch ihn als Lebensretter ausweist. Das 
von der Künstlerin Ingeborg Hunzinger 
geschaffene Kunstwerk „Die böse Wol-
ke“ komplettiert diesen  Erinnerungsort. 
Mit ihrem Sandsteinrelief -  so ein Zitat 

der Künstlerin – wollte sie aufmerksam 
machen „auf die wechselhafte  Witte-
rung über dem Müggelsee, aber auch 
auf die Wechselfälle des Lebens“. Im 
Jahr 1999, zum 100. Jahrestag des orga-
nisierten Wasserrettungsdienstes in 
und um Berlin, wurde das Kunstwerk 
eingeweiht.  
Die Lebensretter von Rahnsdorf sind 
unvergessen und mit einem würdigen 
Erinnerungsort seit langem geehrt. Die 
Erinnerung an sie wird auf vielfältige 
Weise lebendig gehalten. Eine Nachhilfe 
der AfD braucht es da nun wirklich nicht.

   Edith Karge

Weitere Informationen zu Terminen & Veranstaltungen im Internet: www.dielinke-treptow-koepenick.dewww

POLITIK UND
ENGAGEMENT

Mi 	 07.12.|16.30 Uhr Kundgebung 
„Solidarischer & Heißer Herbst“, 
Elcknerplatz (am S-Bahnhof Köpe-
nick)

So 15.01. |10 Uhr Gedenken Rosa Lu-
xemburg und Karl Liebknecht, Zen-
tralfriedhof Friedrichsfelde

KONFERENZEN  
UND SITZUNGEN

Sa	 10.12. I 10 Uhr Klausur Bezirksvor-
stand, Allendeweg 1

Di	 13.12. I 10.30 Uhr AG Senior:in
nenpolitik mit Carsten Schatz, Brü-
ckenstraße 28

Di	 20.12. I 18 Uhr Außerordentliche 
Bezirksvorstandssitzung (Wahlkampf)

KULTUR UND 
UNTERHALTUNG

Sa 	 17.12. | 15 Uhr Schöne Besche-
rung. Der ganz normale Wahnsinn. 
Donato Plögert nimmt sich in Lie-
dern und Geschichten der „Fest-
tagsfreuden“ an, die sich unsere 
lieben Mitmenschen meist schon 
lange vor dem Heiligabend selbst 
bescheren. Ähnlichkeiten der Ak-
teure mit lebenden Personen sind 
nie rein zufällig. Kulturbund Trep-
tow, Ernststr. 14/16, 12437 Berlin.

Fr 	 20.1.  | 19 Uhr Kabarett: „Rück-
blick auf 2022!“ mit Hoffmann & 
Gundelach. Kulturküche Bohns-
dorf, Dahmestr. 33, 12526 Berlin

T E R M I N E  + + +  V E R A N S T A L T U N G E N  + + 
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Zum Gedenken an den Jahrestag der Pogromnacht 1938 legten Mitglieder von Partei 
und Fraktion DIE LINKE in Köpenick Blumen nieder.

Am östlichen Ende des Dorfangers von Rahnsdorf, in der Nähe der alten Schule, 
ist ein Gedenkort für die Fischer von Rahnsdorf eingerichtet, die unter Einsatz ihres 
Lebens Menschen vor dem Ertrinken im Müggelsee bewahrten. 

Rahnsdorfer Lebensretter 
sind unvergessen
Fischer von Rahnsdorf brauchen keinen AfD-Antrag

Hitzesommer 2022, Trockenheit, Dürre, 
Klimakatastrophe – es steht schlecht 
um die Berliner Stadtbäume, das Baum-
sterben nimmt weiter zu. Statt dieser 
Entwicklung entgegenzuwirken, zündet 
Bausenator Geisel (SPD) den Kettensä-
genturbo: Bis zu 80 Bäume, unter denen 
45 geschützter Art, sollen für den Um-
bau des Bundeskriminalamts an der 
Puschkinallee im Treptower Norden wei-
chen.  Die Senatsverwaltung für Stadt
entwicklung, Bauen und Wohnen erteil-
te eine Ausnahmegenehmigung für die 
Rodungen. 
Für eine nachhaltige Stadtplanung braucht 
es dringend eine Neuaufstellung in Ber-
lin. Bauvorhaben müssen sich in die 
Stadtnatur einfügen und den ökologi-
schen Raum respektieren. Auch der 
Bund der Architekten fordert eine ökolo-
gische Bauwende. Diese muss unter an-

derem den Schutz von Baumbeständen 
beinhalten, um einem klimafreundlichen 
und lebenswerten Berlin mit ausrei-
chend Stadtgrün näher zu kommen. 
Bereits 2017 erfolgten Baumaßnahmen 
des BKA auf dem angrenzenden Gelän-
de. Bei der Beantwortung der Anfrage 
von Katalin Gennburg, Sprecherin für 
Stadtentwicklung und Bauen, Umwelt 
und Tourismus der Linksfraktion im Ber-
liner Abgeordnetenhaus, hob der Senat 
damals hervor, dass die Verdichtungs-
maßnahmen besonders „stadtverträg-
lich“ gestaltet werden sollten. Wieso 
dies für die Baumaßnahmen des BKAs 5 
Jahre später nicht mehr gilt, bleibt offen. 
Wie viele Bäume tatsächlich abgeholzt 
werden, wird wohl erst sichtbar sein, 
wenn sie gefällt und damit nicht mehr 
zu retten sind.

Kettensägen-Turbo
Bäume sollen BKA-Umbau weichen
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